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I . S a c h v e r h a l t

Der in Genf ansässige Verein Z., der im Auftrag der UNO
das TIR-Transilverfahren organisiert und durchfuhrt, be
auftragte 1994 die A. AG mit der Hntwicklung eines Vcrsi-
cherungskonzcpls. im Rahmen dieses Konzepts schloss der
Verein Z. über die A. AG Verträge mit verschiedenen Ver
sicherungsgesellschaften. 2005 erfuhr der Verein Z., dass
die Versicheningsgesellschaften jeweils einen prozentualen
Ante i l der von Z. bezah l ten Prämien a ls Ret rozess ionen an
die A. AG (bzw. deren Rcchtsnachfolgcrin X. AG) weiter
gaben. Insgesamt ging es um Retrozessionen in der Höhe
von rund 46 Mio. USD zuzüglich Zins.

Nachdem die Vergleichsverhandlungen gescheitert wa
ren, kündigle der Verein Z. den Auftrag am 19. August 2005
mit sofortiger Wirkung und verlangte die Herausgabe der
Retrozessionen. Die A. AG (bzw. ihre Rechlsnachfolgcrin)
anerkannte zwar die grundsätzliche Pflicht zur Ablieferung
der Retrozessionen, machte jedoch geltend, der Ablicfe-
rungsanspruch verjähre innert fünf .Fahren, weshalb die vor
Mai/Juni 2001 erhaltenen Zahlungen verjährt seien.

II. Erwägungen des ßundesgerichts

A. Ablieferungspflicht (Art. 400 Abs. 1 GR)
Das Bundesgericht erinnert zunächst an seine früheren Fnt-
schcidc (insbesondere BGE 132 III 460 ff. und BGB 138
III 755 ff), wonach der Beauftragte gestützt auf Art. 400
Abs. 1 GR verpflichtet ist, auf Verlangen jederzeit über sei

ne Geschäftsführung Rechenschaft abzulegen und alles,
was ihm infolge der Geschaftsftihrung zugekommen ist, zu
erstatten. Der Beauftragte soll durch den Auftrag, abgese
hen von einem allRilligcn Honorar, weder gewinnen noch
verlieren (B. 5.1.1).

Abzuliefern sind auch indirekte Vorteile, wie Rabatte,
Provisionen, Schmiergelder, Rückvergütungen, Relro/es-
siunen und Bestandespflegekommissionen, die der Beauf
tragte von Dritten erhalten hat, und zwar unabhängig davon,
ob d iese nach dem Wi l len des Dr i t ten aussch l iess l i ch dem

Beauftragten zukommen sollen oder nicht. Demgegenüber
darf der Beauftragte behalten, was er lediglich bei Gelegen-
heil der Auftragsausrührung, ohne inneren Zusammenhang
mit dem Auftrag («qui ne saut pus intrmsequement lies au
manJat»). von Dritten erhält, wie zum Beispiel Trinkgelder
oder übliche Geschenke im Geschäftsverkehr (E. 5.1.2).

Im zu beu r te i l enden Fa l l bes tand zw ischen dem Vere in

Z. und der A. AG von 1994 bis 2005 ein Auftrag. Die von
den Versicherungsgesellschaften erhaltenen Retrozessionen
sind indirekte Vorteile, die der A. AG im Rahmen der Auf
tragsausführung zugekommen sind, und unterliegen somit
der Ablieferungspflicht nach Art. 400 Abs. 1 OR (E. 5.1.3).
Dies war vor Bundesgericht unbestritten. Strittig war dage
gen, welche Veijährungsfrist anwendbar ist und wann die
Verjährung zu laufen beginnt.

B. Verjährungsfrist
Gemäss Art. 127 GR verjähren alle Forderungen, für die
das Bundeszivilreeht nicht etwas anderes bestimmt, mit
Ablauf von zehn Jahren. Forderungen für Mict-, Pacht- und
Kapitalzinse sowie für andere periodische Leistungen un
terliegen nach Art. 128 Ziff. 1 GR einer kürzeren, tüntjähri-
gen Verjährungsfrist (E. 5.2.1).

Nach ständiger Rechtsprechung bezeichnet das Bun
desgericht die «periodischen Leistungen» im Sinne von
Art. 128 Ziff. I GR als regelmässig wiederkehrende For
derungen, die auf «demselben Schuldgrund» bzw. «auf
einem cinheillichcn Schuldgrund» berulien (auf Franzö
sisch; «ii'im meme rapport jiindique»). Im hier bespro
chenen Entscheid ergänzt das Bundesgericht mit Verweis
auf Gauch', dass den periodischen Leistungen eine Dauer
schuld zugrunde liegt, aus der die periodischen Leistungs-
pflichtcn in wiederkehrenden Zeitabständen immer wieder
neu und selbständig herausflicsscn (E. 5.2.1).

Das Bundesgericht hält fest, dass Retrozessionen im
Allgemeinen keine periodischen Leistungen sind. Sie flie-

Micuael Hochstrasser, PD Dr. iur., Rechtsanwalt in Wiiiicniiur
und Privatdozcnt an der Univcrsil iU Zürich.

Pei'I'R Gauch, Periodisch geschuldete Lcisiiingcn; (jcdankcn zur
Verjähriingsbcstimiming dos Ad. 128 Ziff. 1 ÜR, AJP 2014, 285 ft",
2 8 9 .
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sscn nicht aus einem Dauerschuldverhältnis, und sie wer
den auch nicht im Voraus zwischen dem Auftraggeber und
dem Beauftragten vereinbart. Die Pflicht des Beauftragten,
Rechenschaft abzulegen und die Vorteile herauszugeben,
beruht nicht auf einem Dauerschuldverhältnis, sondern auf
der Tatsache, dass der Beauftragte diese Vorteile von einem
Dritten erhalten hat. Jeder einzelne Ablicferungsanspnich
beruht somit auf einer separaten Grundlage. Demnach
verjährt der Anspruch auf Ablieferung der Retrozessionen
gemäss der allgemeinen Regel von Art. 127 OR nach zehn
Jahren (E. 5.2.1).

Nicht anders verhält es sich bei den Retrozessionen, die
der A. AG zugekommen sind. Sic haben ihre Gnmdlagc
nicht im Auftragsverhältnis zwischen dem Verein Z. und
der A. AG. Vielmehr knüpft die Ablieferungspflicht an der
schlichten Tatsache an, dass die A. AG solche Vorteile von
Dritten erhallen hat. Die Qualifikation der Retrozessionen
im Verhältnis 2wischen Beauftragtem und Drittem spielt
keine Rolle. Der Anspruch auf Ablieferung der Retrozessi
onen verjährt nach zehn Jahren (E. 5.2.2).

C. Beginn der Verjährung
Weiter prüft das Bundcsgcrichi, ob die Verjährungsfrist mit
Erhall jeder einzelnen Retrozessionszahlung separat oder
einheitlich am Ende des Vertrags (vorliegend am 19. Au
gust 2005) zu laufen begann.

In früheren Urteilen hatte das Bundesgericht die Re-
chenschaftsablegung als Voraussetzung und Grundlage
der Ablieferungspflicht bezeichnet. Wie das Bundesgericht
nun präzisiert, meinte es damit aber nicht, dass die Ablie
ferungspflicht erst im Moment der Rechenschaftsabiegung
oder gar am Ende des Vertrags entstehe. Anders als beim
Delikts- (Art. 60 Abs. 1 GR) oder Bereichernngsanspiiich
(Art. 67 Abs. 1 GR) spielt bei der Verjährung nach Art. 127
GR die Kenntnis oder das Kennenmüssen der Forderung
und ihrer Höhe keine Rolle (E. 5.3.1).

Der Beginn der Verjährung richtet sich nach der allge
meinen Regel von Art. 130 Abs. 1 GR. Demnach beginnt
die Verjährung mit der Fälligkeit der Forderung zu lau
fen. Mit dem Erhalt der Retrozessionszahlung entsteht die
Pflicht zur Rechenschaftsabiegung und zur Ablieferung.
Dementsprechend beginnt die Verjährung im Zeitpunkt des
Erhalts der Retrozessionen und nicht am Ende des Vertrags
zu laufen (E. 5.3.2).

Im vorliegenden Fall begann die zehnjährige Verjäh
rungsfrist für jeden Ablieferungsanspmch einzeln mit Er
halt der entsprechenden Retrozessionen zu laufen.

D . K e i n R e c h t s m i s s b r a u c h

Die Bcnifung auf die Verjährung ist nicht nur dann rechts
missbräuchlich (Art. 2 Abs. 2 ZGB), wenn der Schuldner

den Gläubiger arglistig dazu bewegt, nicht rechtzeitig zu
handeln, sondern auch dann, wenn er ohne böse Absicht
den Gläubiger dazu bewegt, rechtliche Schritte während der
Verjährungsfrist zu unterlassen und die Säumnis des Gläu
bigers (Unterlassen vcrjährungsunterbreehendcr Mass
nahmen) auch bei objektiver Betrachtung verständlich er
scheint. Demgegenüber ist das blosse Ablaufen-Lassen der
Verjährungsfrist weder als Verzicht auf die Verjährungsein
rede noch als Reehtsmissbrauehzu interpretieren (E. 5.5.1).

Im vorliegenden Fall wardie A. AG ihrer Pflicht zur Re
chenschaftsabiegung nicht nachgekommen. Der Verein Z.
halte daher keine Kenntnis von seinem Anspruch auf I Icr
ausgabe der Retrozessionen. Darin allein Hegt jedoch kein
Missbrauch. Die Berufung auf die Verjährung war daher
zulässig (E. 5.5.2).

E . F a z i t

Der Abliefcnjngsanspruch verjährt mit Ablauf von zehn
Jahren ab dem Zeitpunkt des Erhalts der Retrozessionen,
und zwar für jede Retrozessionszahlung separat. Da der ge
naue Umfang der unverjährten Forderungen nicht feststand,
wies das Bundesgericht die Sache an die Vorinslanz zurück.

III. Bemerkungen

A . A l l g e m e i n
Nachdem das Bundesgericht in BGH 132 III 460 ff. ent
schieden hatte, dass Retrozessionen und Finder's Fees
grundsätzlich an den Auftraggeber abzuliefern sind, und
nachdem es in BGE 138 III 755 ff. klargestellt hatte, dass
auch Bcstandcspflegekommissionen der Ablieferungs
pflicht unterliegen, brauchte es keine hellseherischen Fä
higkeiten um vorherzusagen, dass sich das Bundesgericht
demnächst zur Verjährung würde äussern müssen. Da die
bezahlten Retrozessionen in die Milliarden gehen- - al
lein im hier besprochenen Urteil ging es um einen zwei
stelligen Millionenbetrag fallt es stark ins Gewicht, ob
die Verjährungsfrist fünf oder zehn Jahre betrügt und ob
die Verjährung mit Erhalt der Zahlung oder erst am Ende
des Vertragsverhällnisscs zu laufen beginnt. In der Lehre
wurde die Verjährung heiss diskutiert. Zahlreiche Publi
kationen sind erschienen,' ein Teil davon im (mehr oder

Vgl. Wi'RNiiK (jRLiNDLEiiNKR/MiciiARf. Pr.RHt-R, Banken .spielen bei
Rcirüzcssionen auf Zei t , NZZ vom 24.10.2013,35,

' Olinc Anspruch auf Vollständigkcil: Sabrina Bänninof.r, Die Ver
jährung von Bcstandcspflegekommissionen: Wann beginnt sie und
wie lange dauert sie?, JuslcUer vom 10.6.2013; Bi-:at DliNZLbR/
Ur.sula Gfii.ingrr, Klage des Kunden gegen den Vermögcnsvcr-
waltcr. in: Fisehcr/Thciis Siinoni/Gcssler, Kommentierte Mustcr-
klagen zum Vertrags- und zum Haftpnichlrcchi, Zürich 2016, Bd. 1,
285 IT.; Susan Emmrnf-Gcjur, Anlagekoslcn: Retrozessionen im
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weniger transparent gemachten*') Auftrag von Finanzlns-
t l t u t c n .

Das Bundesgericht geht im Urteil 4A_508/20I6 nicht
auf diese Lehrmeinungen ein. Vielmehr nimmt es einzig
auf Gauch (und an einer Stelle auf Trrcii-r) Bezug und
schlicsst sich ihm an. Das Bundesgericht stellt auch kei
ne enlstchungsgesehichtlichen, rcclitsvergleichenden oder
sonst grundsätzlichen Überlegungen an. Die relevante Be
gründung ist wie in früheren Zeiten (und entgegen einer
jüngeren Tendenz zu längeren Urteilen) kurz, klar, auf den
Punkt gebracht und mit Mut zur Lücke. Das oberste Gericht
sagt, wie es ist, ohne sich über alle möglichen Details aus
zulassen.

ß. Verjährungsfrist
Die Chambre civile de la Cour de justice du canton de
Geneve als Vorinstanz war von einer zehnjährigen Verjäh
rungsfrist ausgegangen.^ Zum gleichen lirgebnis war das
Obergericht des Kantons Zürich 2012 in jenem lintscheid
gelangt, der später zu BGE 138 III 755 ff. führte.^ Die Lehre
war gespalten.'

Uchte der bundcsgericlulicheii Rcchisprechung. in: Su.san Emincn-
egger (Hrsg.), Anlagerccht. Basel 2007. 59 fT.; Danii-le Gai.i.iano/
Giovanni Molo, Lcs retrocessions dans le domaine de la gestion
patrimoniale. AJP 2012, 1766 tT.; CjaUCII (FN I), 285 tf.\ Role
KuilN/NfNA Luginbuml, Zur Verjährung des Rechenscharts- und
licraiisgabcanspiuchs gemäss Art. 400 Abs. 1 OR beim Vermögens-
venvallungsverlrag. AJP 2014, 977 (T.; Bi-ai" Mathys/Vito Roiirr-
TO, Wann verjähren Bcstandespflegckoinmissionen?, Jusletter vom
19.11.2012; Natalia Ni-uman/Hans Caspar von di-r Grone. Hc-
rausgabcpflicht ftir Bcsiandespflegekoininissioncn im Aurtragsrecht.
SZW20I3, 101 fl".;PeterNobei., Das Bundesgerichizudcn Bestan-
dcspflcgckommissionen, Jusletter vom 19.11.2012; Pascal Picmon-
naz/Franz Werro/Bi-atrice Hijrni, La prescription de la creance
cn restitution des commissions d'etat (art. 400 al, 1 CO) apres l'ATF
138 III 755, AJP 2013, 887 fT,; Flavio Romeriu/Ci.audio Bazzani,
Verjährung des Anspruchs auf I lerausgabe von Bcslandespflegckom-
missioncn, Ge.sKR 2013, 49 IT.; Ji an-Marc Sciiai.I.HR, Retrozes
sionen: Nochmals zur Verjährungsfrage, Jusletter vom 3.12.2012;
CoRiNNF ZeI-LWEGER-Gutknecht, Zur Annahme und Herausga
be von Rctro/cssionen und anderen Drittvei^üinngcn, Sehwcizcr
Schrirtcn zum Finanzmarktrechi, Bd. 108, Anlegcrschuiz im Finanz
marktrecht kontrovers diskutiert, Zürich 2013, 213 ff.

' Vgl. Michael Ferbkr, Erhitzte Gemüter wegen <Rctros>, NZZ vom

2 6 . 1 0 . 2 0 1 3 , 3 1 .
' BGer, 4A_508/2016, 16.6.2017, Saclwerbalt B.
• OOcr ZH, I I . Zivi lkammer, LB090076, 13.1.2012, F.. MI.3.D;

das llGcr ZH Hess die Krage drei Jahre später offen (HGl 10135,
27.5.2015, E. 2.8.4.C).
Für eine zehnjährige Verjährungsfrist u.a. Denzi.er/Geilinger
(FN 3), § 18 N 6; Gauch (KN l),290tr.; KuiiN/LtJCiNf^üiiL (FN 3).
982; Schaller (FN 3), N 4 ff. und N 16; für eine fünfjährige Frist
u.a. Gai.i.iano/Molo (FN 3), 1774; MATiivs/RonERTO (FN 3),
N 9 f.; Nobel (FN 3). N 14; Piciionnaz/Werro/Hurni (FN 3),
895 ff.; Romerio/Bazzani (EN 3). 51 ff.

Auf den ersten Blick spricht einiges dafür, Retrozessi
onen, die einmal jährlich oder sonst in regelmässigen Inter
vallen ausgerichtet werden, als periodische Leistungen an
zusehen. Setzt man mit dem Bundesgericht und Gauch aber
voraus, dass periodische Leistungen auf demselben Schuld
grund beruhen, so kommt man zu einem anderen Schluss.

Mit den Worten von Gaucei, der dies noch etwas ein
lässlicher beschreibt als das Bundesgericht: «[Djie Schuld
pflichten des Beauftragten, die von dritter Seite erlangten
Vorfeile abzuliefern, und die entsprechenden Forderun
gen des Auftraggebers auf Herausgabe der Vorteile beru
hen nicht auf einer Dauerschuld/Dauerforderung, die sie
<sto.ssweise> hervorbringt. Vielmehr haben sie ihren Jeweili
gen Entstehungsgrund in der Tatsache, dass der Beauftrag
te infolge der Auftragsausführung vermögensmässige oder
andere Vorteile von Dritten erlangt hat.»^ Den einzelnen
Retrozessionszahlungen liegt auch kein «Forderungsrecht
im Ganzen» (Grundforderung} zugrunde, wie es in Art. 131
OR beschrieben wird. Jode Herausgabcpnicht beruht viel
mehr auf einem separaten, wenn auch gleichartigen Entste
hungsgrund.''

Das überzeugt: Das Verhältnis zwischen dem Auftrag
geber und dem Beauftragten und jenes zwischen dem Be
auftragten und dem Dritten sind auseinander zu halten. Jo
den Vorteil, den der Beauftragte vom Dritten erhält, muss
er abliefern. Der Abiieferungsanspmch des AuRraggebers
hängt von einem Reclitsverhällnis ab, an dem er nicht betei
ligt ist, und davon, dass in diesem Verhältnis eine Zahlung
geleistet wird. Die Ablieferungspflicht ist nicht als perio
dische Leistungspflicht ausgcstahcl."' Ihr liegt auch keine
Dauerforderung im Auflragsvcrhäitnis zugrunde.

Gegen eine periodische Leistung spricht auch der Sinn
und Zweck von Art. 128 Ziff. 1 GR. Für die kürzere Verjäh
rungsfrist werden vor allem zwei Gründe angeführt: zum
einen dass der Schuldner durch die (unbemerkte) Ansamrn-
lung unverjährter Forderungen überrascht werden könnte
und zum andern dass das Schweigen des Gläubigers rascher
als sonst als Verzicht interpretiert werden darf, da der Gläu
biger wiederkehrende Ansprüche weniger leicht vergisst."
Das Urteil des Bundesgeriehts steht mit diesen Zielen im
Einklang. Die A. AG, die ihrer Pflicht zur Rcchenschaftsa-
blcgung nicht nachgekommen war, wurde nicht überrascht.
Und der Verein Z., der nicht wusste, dass die AG Retrozes
sionen erhaltet! hat, muss sich sein Schweigen nicht als Ver-

® GAurn(FN i),291.
' Gauch (PN I).290 und 291.
'® So auch Schaller (FN 3), N 6.
" Karl Spiro, Die Begrenzung privater Rechte durch Vcrjähmngs-,

Verwirkungs- und Fatalfristen, Bd. 1, Bern 1975, 622 f.



M i c h a e l H o c h s t r a s s e r

A I P / P J A 9 / 2 0 1 7

1 1 2 8

zieht entgegenhalten lassen. In diesem Sinn überzeugt das
U r t e i l .

Allerdings ist das Urteil nur schwer vereinbar mit dem
Urteil 4C.207/2006 vom 27. September 2006. Dort ging es
um drei Häuser, welche die Hauswartung gemeinsam besor
gen liessen. Der Eigentümer der einen Liegenschaft bezahl
te die Rechnung des Hauswarts und verlangte von einem
anderen Eigentümer Auslagenersatz. Das Bundcsgcrieht
nahm eine einfache Gesellschaft an, der Auslagenersatz
riehlclc sich nach Art. 537 Abs. 1 ÜR (H. 2). Das Bundcsgc
rieht entschied, dass der Anspinch auf Ersatz der Auslagen
für die Hauswarlung nach Art. I2K Ziff. I OR in tüiif Jah
ren verjähre (E. 2.2). Die Verjährung beginne nach Art. 130
Abs. 1 GR mit der Fälligkeit der Forderung zu laufen, was
nach dem Willen der Gesellschafter am 31. Dezember eines
jeden .lahres der Fall sei (E. 2.1). Wörtlich führte das Bun-
desgerieht aus: «Diese Ansprüche bcmhcn auf dem Haus-
wartiingsvertrag, gestützt auf welchen der Klägerin [...]
Auslagen erwachsen sind. OlTensichtlich beruhen die wie
derkehrenden Leistungen auf einem einheitlichen Sehuld-
grund. Auch der Umstand, dass die Auslagen für die Haus
wartung von Jahr zu Jahr in der Höhe möglicherweise leicht
variierten und die Auslagen nicht in identischen - aber im
merhin regelmässigen - Zeitabständen anfielen, verbietet es
nicht, vom Vorliegen einer periodischen Leistung im Sinn
von Art. 128 Ziff. 1 GR auszugchen» (E. 2.2.2).

Mit dem Urteil 4C.207/2006 setzt sich das Bundesge
richt im besprochenen Entscheid nicht auseinander, auch
nicht mit Romi-rio/Bazzani, die auf dieses Urteil hinwei
sen.'^ Die Fälle 4A_ 508/2016 und 4C.207/2006 sind ver
gleichbar: In beiden Fällen basiert die zu beurteilende
Forderung aut dem Verhältnis der einen Partei zu einem
Dritten. Wie der Erhalt der Retrozessionen den Ablicfe-
mngsanspruch begründet, .so fuhrt die Bezahlung des Haus
warts zum Ersatzanspruch des Gesellschafters. Wenn man
annehmen wollte, dass der Auslagenersatz auf einem ein
heitlichen Schuldgitmd beruht, wie es das Bundesgericht
im Urteil 4C.207/2006 tat, dann müsste für den Abücfe-
rungsanspnich dasselbe gelten. Jedenfalls sind die beiden
Fälle nicht deshalb ungleich zu behandeln, weil im einen
Fall der Gläubiger und im anderen Fall der Schuldner mit
dem Dritten in Kontakt stand. Ein Unterschied besieht in
sofern, als der bclanglc Eigentümer ijn Urteil 4C.207/2006
wusste, dass Auslagen für die Hauswarlung anfielen, wäh
rend der Verein Z. keine Kenntnis von den Retrozessionen
hatte. Nach der Formel des Bimdesgerichts (Il.B. und II.C.)
spielt das Kennen oder Kennenmüssen der Forderung aber
gerade keine Rolle bei der Beurteilung, ob eine periodische

'■ Romcrio/Bazzani(FN3), 53.

Leistung vorliegt; es ist daher kein Grund, die Fälle un
gleich zu behandeln. Man hätte im besprochenen Urteil ger
ne erfahren, ob das Bundesgericht doch einen Unterschied
zwischen den beiden Fällen gesehen hat oder ob es vom Ur
teil 4C.207/2006 abgekehrt ist. Aktuell erscheint jedenfalls
offen, üb das Bundesgericht weiter die lünljährige Verjäh
rungsfrist anwenden wird, wenn es das nächste Mal mit
dem Ersatz wiederkehrender Auslagen nach Art. 537 Abs. 1
GR befasst ist. Konscquentervvcisc (und meines Erachtens
richtigerweise) müsste das Bundesgericht den Auslagen
ersatz künftig ebenfalls der Regelverjährung von Art. 127
OR un te r s te l l en .

C. Beginn der Verjährung
Die Chamhre civile de la Cour de justice du canton de
Geneve als Vorinstanz hatte entschieden, dass die Verjäh
rungsfrist erst am Ende des Auftragsverhältnisses zu lauten
beginnt." Gleich hatte das Obergericht des Kantons Zürich
2012 entschieden.'-* Die Lehre war auch in dieser Frage ge
spalten.'^

Den Beginn der Verjährung auf den Zeitpunkt des Er
halts der Retrozessionen zurückzubezichcn. ist folgerichtig.
Mit dem Erhalt der Retrozession kann der Auftraggeber die
Ablieferung verlangen."' Der Ablicferungsanspruch ist da
mit fällig, womit nach Art. 130 Abs. 1 GR die Verjähning
zu laufen beginnt.

Dass die Vermögensverwaltung in aller Rege! thesaui ic-
rend erfolgt," ändert nichts daran, dass der Kunde die Ab
lieferung verlangen köntUe. Und den Ahliefcrungsanspruch
mit der Rechcnschaftsablegung zu verknüpfen und die Ver
jährung des crsteren nicht laufen zu lassen, bevor letztere
nicht erfolgt ist,'" kann dazu führen, dass noch nach Jahr
zehnten (klagbare) Abliefcrungsansprüchc bestehen, was
Sinn und Zweck der Verjährung (Rechtsfrieden schaffen,
die mit der Zeil zunehmenden Beweisprobicme vermeiden)
widerspräche. Da die Rechcnschaftsablegung jederzeit —
und damit auch schon im Zeitpunkt des Erhalts der Retro
zessionen - verlangt werden kann und da der Abliefcrungs-

'* BGer.4A_508/2016, 16,6,2017. Sadwcrliall, B,
'* OGerZil. ll.Zivillcammcr. U309ÜÜ76, 13,1,2012, E, I1I.3.D,
" Kür Beginn der Vcrjälmmg mil Erhalt der Retrozession u.a. Denzi,i-r/

ütiiUNGER (l-N 3). S tK N 6; CiAii,lAN4)/M»fi.o (FN .3), 1774: Ma-
TltYS.'R(tHFRI(MKN .3). N 21 IV,; PiCHONNAZ/'Wj rro/1Ii:r\'| (PN 3k
SW IV.; RumI:KJO'Baz/a\i (FN .3). 55 0'.; tlir Beginn der Vcijahning
am Ernteiics.Aunrdgsu.a, Si itAl tKK(FN 3). N9(T. iimt N Pnimtfiir
Beginn der Verjährung erst mit der Rechcnschaftsablegung KtjiiN/
LuGiNBiaiL (FN 3), 980 f,

" So auch BGcr, 4C. 125/2002. 27.9,2002, 0. 3.1,
" Vgl. ScHALLFR (FN 3), N IG.
" Vgl, KcfiN/LuciiNBOnL (FN 3). 979 f.
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ajispnicli im Rahmen einer Stufenklagc''' erhoben werden
kann, wird die Durchsclî ung des Abliefcriingsanspruchs
auch niclil übermässig erschwert, wenn die Verjährung be
reits mit dem Erhalt der Rctro/cssionszahlung zu laufen be
ginnt.

D. Kein Rechtsmissbrauch
Die Ej*wägungen des Rundcsgcrichls zum Rcchtsmiss-
brauch übci"zeugen. Im Einzelfall ist durchaus denkbar,
dass der Auflraggcber vom Beauftragten dazu bewegt
wurde, rechtliche Schritte während der Verjährungsfrist zu
unterlassen, und die Berufung auf die Verjährung deshalb
rechtsmissbräuchlich wäre. Häufiger aber dürfte die Ver
jährung einfach (ab)laufcn, ohne dass der Beauftragte aktiv
auf den Auftraggeber Einfluss nimmt. Freilich kann sich die
Frage stellen - und wird die Gerichte möglicherweise noch
beschäftigen -, wie es sich verhält, wenn ein Finanzinslitut
die vom Kunden geltend gemachte Forderung mit Berufung
auf die fünljährige Verjährungsfrist ablehnte und der Kun
de gestützt auf diese Auskunft verjährung.sunterbrechende
Massnahmen unter lassen l ia l .

E . A u s b l i c k

Das Urteil des Bundesgerichts schafft Klarheit in Bezug auf
die Verjährung der Retrozessionen, Das lässl holten, dass
die hängigen Verfahren auf Herausgabe der Retrozessionen
nun vorwärts kommen. Das Ergebnis ist meiner Ansicht
nach überzeugend. Dem Urteil wird über die Retrozessi
onen und den Finanzsektor hinaus Bedeutung zukommen,
wenn es um die Frage geht, ob eine periodische Leistung
vorliegt oder nicht.

2.7.1. Obllgationenrecht - Allgemeiner Teil -
allgemein/Drolt des obligations - Partie gene
rale - en general

2.7.1.1. Entstehung/Formation

(2) BGer 4A_45/2017: Aktionärbindungsvertrag: Über
mässige Bindung, Qualifikation
Bundesgericht, I. zivilrechtliche Abteilung, Urteil 4A.45/
2017 vom 27.6.2017, A. gegen ß., Aktionärbindungsver-
trag, übermässige Bindung (zur Publikation bestimmt)

w M a r k u s V i s c m e r '

Übermässige Bmdwig durch Aklionärhindungsverlrag in
folge Einschränkung der freien Nachfolgeregehing. Qua
lifikation des Aklionärbindungsvertrags: Sind jetzt viele
Aklionärbindungsverfräge infolge darin enthaltener Ein
schränkungen der freien Nachfolgeregelung einer Partei
ungültig?

I. Sachverhalt und Rechtsweg
1985 gründeten A.. B. und C. die D. AG und schlossen ei
nen Aktionärbindungsvcrlrag (ABV). Dieser beinhaltete
unter anderem ein Vorkaufsrecht, den Anspruch der Grün-
deraktionärc auf Elnsitz im Verwaltungsrat (VR) und auf
Ausschüttungen der D. AG an sie, unter anderem mittels
folgender Klausel (Ziff. 8 Iii. a/cc ABV): «Sobald der Lohn
von A. real um mehr als Fr. lO'OOO. ansteigt,
bzw. teuerungsbereinigt Fr. 1 lO'OOO.- pro Jahr übersteigt,
hat die AG Hcnm B. 64 (recte: 34)% des diesen
Betrag übersteigenden Anteils auszuzahlen. Die Auszah
lung erfolgt jährlich am Ende des jeweiligen Jahres.» Der
ABV wurde «unkündbar auf unbestimmte Dauer» abge
schlossen. Änderungen waren nur mit dem schriftlichen
Einverständnis aller drei Gründcraklionärc möglich. Für
die Verletzung des ABV durch eine Vertragspartei wurde
eine Konventionalstrafe von CHF 4Ü'000 pro Widerhand
lungsfall sialuieit.

Im Dezember 1986 schied B. aus dem VR aus. Im Jahre
1998 scheiterten Gespräche über eine Anpassung des ABV,
weshalb A. am 28. April 1999 den ABV kündigte. B. wider
setzte sich dieser Kündigung und liielt am ABV fest. An der
Generalversammlung (GV) vom I. Januar 1999 beantragte
er seine Wahl als Verwaltungsrat, wurde jedoch nicht gc-

" Vgl. DLNZirR/Gril-INOER (FN 3), § 18 N 6, Markus Visciifr, Dr. iuv., LL.M.. Rcclii.s.inwalt, Wälder Wyss AG,
Zür i ch .


